BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 25. April 2013, VR 28/11

Steuerpflicht der innergemeinschaftlichen Lieferung
BFH V. Senat
UStG & 6a Abs 4, UStDV & 17a, EWGRL 388/77 Art 28c, BGB § 177, BGB § 179

vorgehend FG Dusseldorf, 16. June 2011, Az: 1 K 3069/09 U
Leitsatze

1. Fir die Inanspruchnahme des Vertrauensschutzes nach & 6a Abs. 4 Satz 1 UStG muss der Lieferer in gutem Glauben
handeln und alle Mafinahmen ergreifen, die vernunftigerweise verlangt werden kdnnen, um sicherzustellen, dass der von
ihm getatigte Umsatz nicht zu seiner Beteiligung an einer Steuerhinterziehung fihrt .

2. Dabei sind alle Gesichtspunkte und tatsachlichen Umstande umfassend zu berlcksichtigen. Danach kann sich die zur
Steuerpflicht fuhrende Bosglaubigkeit auch aus Umstanden ergeben, die nicht mit den Beleg- und Buchangaben
zusammenhangen .

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsbeklagte (Klagerin) handelt mit PKWs und verkaufte im Streitjahr 2004 zwei PKWs an
eine in Luxemburg ansassige GmbH (GmbH). Sie ging davon aus, dass die Lieferung der beiden Fahrzeuge als
innergemeinschaftliche Lieferung nach Luxemburg steuerfrei sei.

2 Die Klagerin hatte die beiden PKWs im Internet zum Verkauf angeboten. Die Geschaftsanbahnung erfolgte Giber
eine Person, die sich als KP und damit als Geschaftsfiihrer der GmbH ausgab und nach den Angaben in ihrem
Personalausweis in E im Inland ansassig war. Der dem Vertragsschluss vorausgegangene Kontakt erfolgte uber ein
Mobiltelefon und ein Telefaxgerat mit jeweils deutscher Vorwahl. Bei Vertragsschluss lagen der Klagerin ein Auszug
aus dem Handels- und Gesellschaftsregister fur die GmbH mit Hinweis auf KP als Geschaftsfiihrer sowie ein
Schreiben mit Briefkopf der GmbH mit folgendem handschriftlichen Hinweis vor: "Vollmacht. Bitte Herrn L Kfz-Brief
und Schlissel aushandigen. Herr L. hat Kaufpreis in bar dabei.” Das Schreiben war mit einer der Unterschrift auf
dem Personalausweis fur KP dhnlichen Unterschrift unterzeichnet. Mit dieser Unterschrift war weiter eine auf L
ausgestellte Vollmacht ohne Datum unterzeichnet. Die Klagerin verfligte auch Giber Kopien des auf KP ausgestellten
Personalausweises. Das Bundesamt fir Finanzen bestatigte der Klagerin auf ihre Anfrage die Giltigkeit der fir die
GmbH erteilten Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer. Die Klagerin Ubergab die beiden Fahrzeuge an L. Auf den
Rechnungsdoppeln versicherte L mit Unterschrift, die beiden PKWs nach Luxemburg zu befdordern. L entrichtete den
Kaufpreis bar. Der tatsachliche Verbleib der beiden PKWs ist nicht bekannt.

3 Im Anschluss an eine Steuerfahndungsprifung ging der Beklagte und Revisionsklager (das Finanzamt --FA--) davon
aus, dass die beiden Fahrzeuglieferungen steuerpflichtig seien. Die GmbH sei bereits durch Gesellschafterbeschluss
vom 18. September 1996 aufgeldst worden. Die tatsachliche Identitat der beiden Personen, die sich als KP und L
ausgaben, konne nicht festgestellt werden, da die beiden der Klagerin vorgelegten Personalausweise gefalscht
gewesen seien. Da der tatsachliche Abnehmer nicht feststehe, seien die beiden Lieferungen steuerpflichtig. Der
Einspruch gegen den Umsatzsteueranderungsbescheid 2004 hatte keinen Erfolg.

4  Demgegenuber gab das Finanzgericht (FG) mit dem in "Entscheidungen der Finanzgerichte" 2012, 279
veroffentlichten Urteil der Klage statt, da die Lieferung der beiden PKWs steuerfrei sei. Die Voraussetzungen des
§ 6a Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 1999 (UStG) seien nicht erfullt. Zwar habe die Klagerin die formellen
Nachweispflichten erfiillt. Es sei jedoch unstreitig, dass die GmbH die beiden PKWs nicht gekauft habe. Der
tatsachliche Erwerber kdnne nicht festgestellt werden, da die fur den Erwerber handelnden Personen gefdlschte
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Personalausweise vorgelegt hatten. Gleichwohl sei die Lieferung nach & 6a Abs. 4 Satz 1 UStG steuerfrei. Die
Klagerin habe die Falschungen der Personalausweise nicht erkennen kdnnen. Die Abweichungen hinsichtlich der
Unterschriften seien bei laienhafter Prifung gleichfalls nicht erkennbar gewesen. Im Hinblick auf die ihr
vorliegenden Unterlagen habe die Klagerin auch keine weiter gehenden Erkundigungen uber die GmbH einziehen
missen.

Hiergegen wendet sich die Revision des FA, mit der es Verletzung materiellen Rechts rigt. Es fehle an einer
Bevollmachtigung fur die Person, die sich als KP ausgegeben habe. Die Belegunterlagen seien nicht schlussig. Die
Unterschriften auf den Rechnungen wichen von der auf dem Personalausweis ab. Das Gultigkeitsdatum auf dem
Ausweis der KP sei erkennbar unzutreffend. Wer tatsachlicher Abnehmer gewesen sei, habe nicht ermittelt werden
konnen.

Das FA beantragt,
das Urteil des FG aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die Klagerin beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.

Wie das FG zutreffend festgestellt habe, habe sie gutgldaubig gehandelt. Dem Lieferanten durfe nicht generell das
Risiko von Betrugshandlungen des Erwerbers auferlegt werden. Ein kollusives Zusammenwirken mit dem Abnehmer
liege nicht vor. Dem Verkdufer konne zwar die Steuerfreiheit versagt werden, wenn er nicht seinen
Nachweispflichten nachkomme oder er wusste oder hatte wissen mussen, dass der von ihm bewirkte Umsatz mit
einer Steuerhinterziehung des Erwerbers verknlpft gewesen sei und der Verkaufer nicht alle ihm zumutbaren
MaRnahmen ergriffen habe, um eine eigene Beteiligung an dieser Steuerhinterziehung zu verhindern. Dabei seien
aber auch Vertrauensschutz und Verhaltnismafigkeit zu beachten. Sie habe aber den Beleg- und Buchnachweis
vollstandig erbracht, ohne dass sich aus den Beleg- und Buchangaben Unstimmigkeiten oder Hinweise auf eine
Umsatzsteuerhinterziehung durch den Erwerber ergeben hatten. Es stelle sich die Frage, welche weiteren Pflichten
sie zu erfillen habe. MaRnahmen ins Blaue hinein kdnnten verniinftigerweise nicht verlangt werden. Um den
Sorgfaltspflichten zu gentigen, musse es ausreichen, sich von der Unternehmereigenschaft durch Nachweis der
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer zu tberzeugen. Daher sei ihr Vertrauensschutz zu gewahren. Sie habe auch
keine weiteren Mafinahmen treffen konnen, aufgrund derer sie festgestellt hatte, dass keine Bestellungen der GmbH
vorlagen. Dies gelte nicht nur fur die mittlerweile ubliche Kommunikation durch email, sondern auch fur die
Kontaktaufnahme durch Telefon oder Telefax, da sich Rufumleitungen unproblematisch einrichten liefsen. Gleiches
gelte fir eine Kontaktaufnahme auf dem Postweg. International tatige Unternehmen bdten zudem haufig eine
Kommunikation Uber eine lokale Telefonnummer an. KP sei als Geschaftsfuhrer im Inland ansassig gewesen. Es sei
unverhadltnismafiig, von ihr den Beweis der tatsachlichen Existenz des Geschaftspartners zu verlangen.

Entscheidungsgrunde

9
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Die Revision des FA ist begriindet. Das Urteil des FG ist aufzuheben und die Klage abzuweisen (§ 126 Abs. 3 Nr. 1
der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Die Lieferungen der Klagerin sind nicht als innergemeinschaftliche
Lieferungen steuerfrei.

1. Innergemeinschaftliche Lieferungen kdnnen unter den Voraussetzungen des § 4 Nr. 1 Buchst. b i.V.m. § 6a UStG
steuerfrei sein.

a) Nach & 6a Abs. 1 Satz 1 UStG ist eine innergemeinschaftliche Lieferung steuerfrei, wenn bei einer Lieferung die
folgenden Voraussetzungen erfullt sind:

"1. Der Unternehmer oder der Abnehmer hat den Gegenstand der Lieferung in das Gbrige Gemeinschaftsgebiet
befordert oder versendet,

2. der Abnehmer ist

a) ein Unternehmer, der den Gegenstand der Lieferung fiir sein Unternehmen erworben hat,

b) eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist oder die den Gegenstand der Lieferung nicht fur ihr
Unternehmen erworben hat, oder

c) bei der Lieferung eines neuen Fahrzeuges auch jeder andere Erwerber
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und
3. der Erwerb des Gegenstands der Lieferung unterliegt beim Abnehmer in einem anderen Mitgliedstaat den
Vorschriften der Umsatzbesteuerung.”

Unionsrechtlich beruht die Steuerfreiheit der innergemeinschaftlichen Lieferung auf Art. 28c Teil A Buchst. a
Unterabs. 1 der Sechsten Richtlinie des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten uber die Umsatzsteuern 77/388/EWG (Richtlinie 77/388/EWG). Steuerfrei sind unter den
Bedingungen, die die Mitgliedstaaten zur Gewahrleistung einer korrekten und einfachen Anwendung der
nachstehenden Befreiungen sowie zur Verhiitung von Steuerhinterziehung, Steuerumgehung und Missbrauch
festlegen danach

"die Lieferungen von Gegenstanden im Sinne des Artikels 5, die durch den Verkaufer oder durch den Erwerber oder
fur ihre Rechnung nach Orten aufRerhalb des in Artikel 3 bezeichneten Gebietes, aber innerhalb der Gemeinschaft
versandt oder befordert werden, wenn diese Lieferungen an einen anderen Steuerpflichtigen oder an eine
nichtsteuerpflichtige juristische Person bewirkt werden, der/die als solcher/solche in einem anderen Mitgliedstaat
als dem Beginn des Versandes oder der Beforderung der Gegenstande handelt”".

b) Der Unternehmer hat die Voraussetzungen des & 6a Abs. 1 UStG gemaf § 6a Abs. 3 UStG i.V.m. §§ 17a ff. der
Umsatzsteuer-Durchfiihrungsverordnung (UStDV) beleg- und buchmaRig nachzuweisen.

¢) Hat der Unternehmer eine Lieferung als steuerfrei behandelt, obwohl die Voraussetzungen nach § 6a Abs. 1 UStG
nicht vorliegen, ist die Lieferung gemaf’ & 6a Abs. 4 Satz 1 UStG gleichwohl steuerfrei, wenn die Inanspruchnahme
der Steuerbefreiung auf unrichtigen Angaben des Abnehmers beruht und der Unternehmer die Unrichtigkeit dieser
Angaben auch bei Beachtung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nicht erkennen konnte.

Fir diese Vorschrift besteht zwar keine ausdruckliche Grundlage in der Richtlinie 77/388/EWG. Sie entspricht
jedoch der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europdischen Union (EuGH). Danach sind die zustandigen
Behorden des Liefermitgliedstaats nicht befugt, einen gutglaubigen Lieferanten, der Beweise vorgelegt hat, die
dem ersten Anschein nach sein Recht auf Befreiung einer innergemeinschaftlichen Lieferung von Gegenstanden
belegen, zu verpflichten, spater Mehrwertsteuer auf diese Gegenstande zu entrichten, wenn sich die Beweise als
falsch herausstellen, jedoch nicht erwiesen ist, dass der Lieferant an der Steuerhinterziehung beteiligt war, und er
alle ihm zur Verfligung stehenden zumutbaren Maftnahmen ergriffen hat, um sicherzustellen, dass die von ihm
vorgenommene innergemeinschaftliche Lieferung nicht zu seiner Beteiligung an einer Steuerhinterziehung fuhrt
(EuGH-Urteil vom 27. September 2007 C-409/04, Teleos u.a., Slg. 2007, |-7797, dritter Leitsatz).

d) Im Hinblick auf das Verhaltnis zwischen den objektiven Voraussetzungen des & 6a Abs. 1 UStG, den gemaf & 6a
Abs. 3 UStG bestehenden Nachweispflichten und der Steuerfreiheit aufgrund der Gewahrung von Vertrauensschutz
im Hinblick auf unrichtiger Angaben des Abnehmers gilt nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH)
Folgendes:

aa) Der Unternehmer kann die Steuerfreiheit fir die innergemeinschaftliche Lieferung in Anspruch nehmen, wenn er
die nach & 6a Abs. 3 UStG i.V.m. §8§ 17a ff. UStDV bestehenden Nachweispflichten erfullt (BFH-Urteil vom 12. Mai
2009 V R 65/06, BFHE 225, 264, BStBL 11 2010, 511, unter 11.B.2.b).

bb) Kommt der Unternehmer demgegentber den Nachweispflichten nach & 6a Abs. 3 UStG i.V.m. §§ 17a ff. UStDV
nicht oder nur unvollstindig nach, erweisen sich die Nachweisangaben bei einer Uberpriifung als unzutreffend oder
bestehen zumindest berechtigte Zweifel an der inhaltlichen Richtigkeit der Angaben, die der Unternehmer nicht
ausraumt, ist von der Steuerpflicht der Lieferung auszugehen; trotz derartiger Mangel ist die Lieferung aber
steuerfrei, wenn objektiv zweifelsfrei feststeht, dass die Voraussetzungen der Steuerfreiheit erfillt sind (BFH-Urteile
in BFHE 225, 264, BStBL 1l 2010, 511, unter 11.B.2.b, und vom 12. Mai 2011 V R 46/10, BFHE 234, 436, BStBL |1 2011,
957, unter 11.1.c).

cc) Hat der Unternehmer die nach § 6a Abs. 3 UStG i.V.m. &8 17a ff. UStDV bestehenden Nachweispflichten ihrer Art
nach erfullt, kommt schlie3lich auch eine Steuerfreiheit nach § 6a Abs. 4 Satz 1 UStG in Betracht. Voraussetzung ist
hierfir insbesondere die formelle Vollstandigkeit, nicht aber auch die inhaltliche Richtigkeit der Beleg- und
Buchangaben, da & 6a Abs. 4 Satz 1 UStG das Vertrauen auf unrichtige Abnehmerangaben schiitzt (BFH-Urteile vom
15.Juli 2004 V R 1/04, BFH/NV 2005, 81, Leitsatz 2, und in BFHE 234, 436, BStBL Il 2011, 957, unter I1.4.b).

2. Im Streitfall ist die Lieferung der beiden PKWs nicht als innergemeinschaftliche Lieferung steuerfrei.
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a) Die Steuerfreiheit kann nicht aufgrund eines Beleg- und Buchnachweises nach & 6a Abs. 3 UStG i.V.m. §§ 17a ff.
UStDV in Anspruch genommen werden, da die Beleg- und Buchangaben hinsichtlich der dort als Abnehmer
aufgefiihrten GmbH unzutreffend sind. Die GmbH hat die beiden Fahrzeuge nicht er-worben, da keine fiir sie
handlungsbefugte Person, sondern ein Unbekannter unter ihrem Namen tatig war, der sich als Ge-schaftsfuhrer der
GmbH ausgab.

b) Es steht auch nicht objektiv zweifelsfrei fest, dass die Voraussetzungen der Steuerfreiheit erfullt sind, da der
Verbleib der beiden Fahrzeuge ungeklart ist.

¢) Schliefslich kommt entgegen dem Urteil des FG auch nicht die Gewahrung von Vertrauensschutz nach § 6a Abs. 4
Satz 1 UStG in Betracht. Die Klagerin hat zwar auf unrichtige Abnehmerangaben vertraut. Sie hat aber nicht mit der
erforderlichen Sorgfalt gehandelt.

aa) Die Person des Abnehmers und damit des Leistungsempfangers bestimmt sich nach standiger Rechtsprechung
des BFH nach dem der Lieferung oder sonstigen Leistung zugrunde liegenden Rechtsverhaltnis (vgl. z.B. BFH-Urteil
vom 18. Februar 2009 V R 82/07, BFHE 225, 198, BStBL 1l 2009, 876, unter 1l.2.a aa, und BFH-Beschluss vom

22. Dezember 2011 V R 29/10, BFHE 236, 242, BStBL I1 2012, 441, unter I1.3.b). Dieses Rechtsverhaltnis kann
vertraglicher oder gesetzlicher Art sein (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 UStG). Im Fall einer Vertretung ohne
Vertretungsmacht, die auch im Fall einer Identitatstauschung vorliegen kann und zur entsprechenden Anwendung
von 88 177, 179 des Burgerlichen Gesetzbuches (BGB) fihrt (vgl. z.B. Urteile des Bundesgerichtshofs vom 3. Marz
1966 11 ZR 18/64, BGHZ 45, 193, unter I., und vom 11. Mai 2011 VIII ZR 289/09, BGHZ 189, 346, unter 11.1.a),
bestimmt sich die Person des Abnehmers nach dem Rechtsverhaltnis, das gemaf} § 179 BGB zum vollmachtlosen
Vertreter besteht. Abnehmer war daher die Person, die sich als KP ausgab.

Somit liegen unrichtige Angaben des Abnehmers vor, auf denen die Inanspruchnahme der Steuerfreiheit durch die
Klagerin beruhte, da die Person, die sich als KP ausgab, eine Lieferung an die GmbH unter der dieser Gesellschaft in
Luxemburg erteilten Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer vortauschte.

bb) Die Klagerin hat nicht mit der erforderlichen Sorgfalt gehandelt.

(1) Nach dem EuGH-Urteil vom 6. September 2012 C-273/11, Mecsek-Gabona (Umsatzsteuer-Rundschau 2012, 796
Rdnrn. 48 ff.) muss der Lieferer in gutem Glauben handeln und alle Mafinahmen ergreifen, die verniinftigerweise
verlangt werden konnen, um sicherzustellen, dass der von ihm getatigte Umsatz nicht zu seiner Beteiligung an einer
Steuerhinterziehung fihrt (Rdnr. 48), ist es, wenn eine Steuerhinterziehung der Erwerberin vorliegt, gerechtfertigt,
das Recht der Verkauferin auf Mehrwertsteuerbefreiung von ihrer Gutglaubigkeit abhangig zu machen (Rdnr. 50)
und sind alle Gesichtspunkte und tatsachlichen Umstande der Rechtssache umfassend zu beurteilen, um
festzustellen, ob der Lieferer in gutem Glauben gehandelt und alle Mafsnahmen ergriffen hat, die von ihm
vernunftigerweise verlangt werden konnten, um sicherzustellen, dass er sich aufgrund des getatigten Umsatzes
nicht an einer Steuerhinterziehung beteiligt hat (Rdnr. 53). Nichts anderes ergibt sich aus der BFH-Rechtsprechung,
soweit diese darauf abstellt, dass der Unternehmer "Nachforschungen bis zur Grenze der Zumutbarkeit" durchfihrt
(BFH-Urteil vom 14. November 2012 XI R 17/12, Deutsches Steuerrecht 2013, 753, unter 11.3.c bb), da das nationale
Recht richtlinienkonform und dabei die EuGH-Rechtsprechung beachtend auszulegen ist.

Danach kann sich die zur Steuerpflicht fuhrende Bosglaubigkeit auch aus Umstanden ergeben, die nicht mit den
Beleg- und Buchangaben zusammenhdngen. Dementsprechend hat der Senat bereits entschieden, dass
ungewohnliche Umstande wie z.B. ein Barverkauf hochwertiger Wirtschaftsguter mit "Beauftragten” ohne
Uberpriifung der Vertretungsmacht nicht bereits fir sich allein die Anwendung von § 6a Abs. 4 Satz 1 UStG
ausschliefden, sondern bei der Wiirdigung zu berlcksichtigen sind, ob der Unternehmer mit der erforderlichen
kaufmannischen Sorgfalt gehandelt hat (BFH-Urteil in BFHE 225, 264, BStBL 1l 2010, 511, Rz 69).

(2) Im Streitfall wurde der Kontakt zum Abschluss der Kaufvertrage, die den beiden Lieferungen zugrunde lagen,
nicht Gber den Geschaftssitz der GmbH angebahnt. Insoweit lag auch kein sonstiger Bezug zu dem Mitgliedstaat der
Ansassigkeit der GmbH vor. Der Kontakt zum Abnehmer erfolgte vielmehr auf der Abnehmerseite ausschliefilich
uber ein Mobiltelefon und ein Telefaxgerat mit jeweils deutscher Vorwahl. Bei Beachtung der erforderlichen
Sorgfalt hatte die Klagerin aufgrund dieser Umstande am Vorliegen einer Geschaftsbeziehung zu einer in
Luxemburg ansassigen Gesellschaft zweifeln mussen. Ohne dass im Streitfall daruber zu entscheiden ist, welche
Anforderungen hieran im Einzelnen zu stellen sind, hatte die Klagerin nur dann mit der erforderlichen Sorgfalt
gehandelt, wenn sie bei Anbahnung einer erstmaligen Geschaftsbeziehung zur GmbH zumindest auch den Kontakt
Uber deren Geschaftssitz in Luxemburg gesucht hatte. Hierfiir bestand auch im Hinblick auf das Vorliegen von
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Bargeschaften liber hochwertige Wirtschaftsgiiter Veranlassung. Da die GmbH aufgrund ihrer Liquidation keinen
Geschaftsbetrieb unterhielt, hatte die Klagerin feststellen kdnnen, dass keine Bestellungen der GmbH vorlagen. Auf
die Frage, ob die Klagerin die Falschung der beiden Personalausweise und von Unterschriften erkennen konnte,
kam es somit nicht mehr an.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 5 of 5


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201310143/

	Urteil vom 25. April 2013, V R 28/11
	Leitsätze
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



